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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur Durchführung 
der Verordnung Nr. 19 (Getreide) des Rats der Europäischen 

Wirtschaftsgemeinschaft 
— Drucksache IV/2122 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Pflaumbaum 


Der vorliegende Gesetzentwurf wurde in der 
125. Sitzung des Deutschen Bundestages am 30. April 
1964 dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten federführend sowie dem Wirtschafts- 
ausschuß und dem Außenhandelsausschuß mitbera- 
tend überwiesen. 

Der Gesetzentwurf sieht eine Neuregelung der 
Höhe der Kautionen bei der Ein- und Ausfuhr von 
Erzeugnissen vor, die der EWG-Getreidemarktorga- 
nisation unterliegen. Bei diesen Erzeugnissen ist 
die Erteilung der Einfuhr- und Ausfuhrlizenzen von 
einer Kaution abhängig, deren Zweck es ist, sicher- 
zustellen, daß die Einfuhr und Ausfuhr während der 
Gültigkeitsdauer der Lizenz durchgeführt wird. 
Durch das Kautionsverlangen sollen damit nicht 
ernstgemeinte Lizenzanträge verhindert werden. 

Die Festsetzung der Kautionshöhe ist in Artikel 7 
der Verordnung Nr. 87 der Kommission der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 25. Juli 1962 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften, S. 
1895) den Mitgliedstaaten überlassen worden. Sie 
beträgt derzeit — einheitlich für die Einfuhr und die 
Ausfuhr von Erzeugnissen des Artikels 1 der Ver- 
ordnung Nr. 19 (Getreide) — 20 DM je Tonne 
(§ 7 Abs. 2 des Durchführungsgesetzes EWG Ge- 
treide, zuletzt geändert durch Artikel 1 Nr. 4 des 
Gesetzes zur Änderung des Durchführungsgesetzes 
EWG Getreide vom 19. Juli 1963 — Bundesgesetz- 
blatt I S. 493). 

Durch Artikel 2 der Verordnung Nr. 111/63/EWG 
der Kommission der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft vom 1. Oktober 1963 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften, S. 2490) wurde Arti- 


kel 7 der vorgenannten Verordnung Nr. 87 ge- 
ändert und dabei ein Mindestbetrag für die Kaution 
bestimmt von 2 DM je Tonne für Einfuhr- und Aus- 
fuhrlizenzen, in denen der Abschöpfungs- oder Er- 
stattungssatz nicht im voraus festgesetzt wird, sowie 
von 20 DM je Tonne für Einfuhr- und Ausfuhrlizen- 
zen, in denen der Abschöpfungs- oder Erstattungs- 
satz im voraus festgesetzt wird. Der vorliegende 
Gesetzentwurf bezweckt, die Kautionshöhe in der 
Bundesrepublik diesen Mindestbeträgen anzupassen; 
insoweit soll § 7 Abs. 2 des Durchführungsgesetzes 
EWG Getreide geändert werden. 

Durch eine gleichzeitige redaktionelle Änderung 
des § 7 Abs. 3 des Durchführungsgesetzes EWG Ge- 
treide soll noch stärker als bisher herausgestellt 
werden, daß sich der Verfall der Kaution nach den 
EWG-Bestimmungen richtet; deshalb sind nur die 
für die Verfallerklärung zuständige Stelle und die 
juristische Person zu bestimmen, zu deren Gunsten 
die Kaution verfällt. 

Artikel 3 des Entwurfs sieht die Rückwirkung 
des Gesetzes auf den 1. Januar 1964 vor. Damit soll 
auch hinsichtlich des Zeitpunkts der Neuregelung 
eine Anpassung an die vorgenannte Verordnung 
Nr. 111/63/EWG (Artikel 5 Abs, 2) erreicht werden. 

Der Bundesrat hat zu dem Gesetzentwurf in seiner 
266. Sitzung am 28. Februar 1964 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes Stellung genommen. Er 
hält das Gesetz für zustimmungsbedürftig und hat 
im übrigen keine Einwendungen erhoben. 

Die Bundesregierung hält in ihrer Gegenäußerung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates an ihrer Auf- 


Druck; Bonner Universitäts-Budidrudcerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/2269 


Deutscher Bundestag, — 4. Wahlperiode 


fassung fest, daß dieses Gesetz nicht zustimmungs- 
bedürftig sei, weil es keine Bestimmungen des 
Durchführungsgesetzes EWG Getreide ändere, die 
seinerzeit die Zustimmungsbedürftigkeit der Durch- 
führungsverordnung EWG Getreide begründet 
haben. Der Ausschuß hat sich dem Standpunkt der 
Bundesregierung in seiner Sitzung am 5. Mai 1964 
angeschlossen und dem Gesetzentwurf einmütig zu- 
gestimmt. Der mitbeteiligte Wirtschaftsausschuß und 
der Außenhandelsausschuß haben gleichfalls keine 
Bedenken geäußert. 

Namens des Ausschusses bitte ich Sie, dem Aus- 
schußantrag Ihre Zustimmung zu geben. 


Bonn, den 19. Mai 1964 


Dr. Pflaumbaum 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/2122 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 19. Mai 1964 


Der Aussdiuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht Dr. Pflaumbaum 

Vorsitzender Berichterstatter 
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